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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Sachsen-Anhalt
Sozialgericht Sozialgericht Halle (Saale)
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 19
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 19 SB 8/15
Datum 16.01.2017

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist der Grad der Behinderung (GdB) des KlÃ¤gers nach
dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch /SGB IX) umstritten.

Auf Erstantrag des KlÃ¤gers vom 06.08.2014 stellte der Beklagte durch Bescheid
vom 24.09.2014 wegen Diabetes mellitus ab dem 06.08.2004? (offensichtliches
Schreibversehen) einen Grad der Behinderung um 40 fest. Der dagegen mit
Schreiben vom 23.10.2014 (Posteingang beim Beklagten am 28.10.2014)
eingelegte Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 05.12.2014 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.

Durch Schriftsatz seines ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 02.01.2015 hat der KlÃ¤ger
Klage zum Sozialgericht Halle erhoben. Zu deren BegrÃ¼ndung wird im
Wesentlichen vorgetragen, dass der KlÃ¤ger unter Diabetes mellitus Typ I leide. Im
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Rahmen des Verwaltungs- und Widerspruchsverfahrens sei der Gesundheitszustand
des KlÃ¤gers nur unzureichend ermittelt und die bestehende BeeintrÃ¤chtigung
nicht angemessen bewertet worden. Die vom Beklagten vorgenommene Bewertung
(GdB um 40) werde den tatsÃ¤chlich bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
nicht gerecht. Neben dem (unstreitigen) Therapieaufwand des KlÃ¤gers liege noch
eine erhebliche EinschrÃ¤nkung in der LebensfÃ¼hrung vor. Diese wÃ¼rde sich
insbesondere in seiner beruflichen TÃ¤tigkeit als StraÃ�en- und Tiefbaufacharbeiter
mit vorwiegendem Einsatz auf auswÃ¤rtigen Baustellen manifestieren. So mÃ¼sse
der KlÃ¤ger tÃ¤glich sein BlutzuckermessgerÃ¤t und Insulin mit sich fÃ¼hren. Das
Insulin solle bei einer Temperatur von zwei bis acht Grad aufbewahrt werden. Dies
bedeute fÃ¼r den KlÃ¤ger, dass er je nach Jahreszeit entweder Warmkompressen
oder KÃ¼hlakkus verwenden mÃ¼sse. Vor jeder Mahlzeit mÃ¼sse er seinen
Blutzucker messen, dokumentieren und sich Insulin spritzen. Dadurch sei die Pause
auf der Baustelle fÃ¼r den KlÃ¤ger kÃ¼rzer als im Vergleich zu seinen gesunden
Kollegen. Wenn der KlÃ¤ger im Rahmen seiner beruflichen TÃ¤tigkeit auf Montage
sei, sei er in Pensionen oder Hotels untergebracht, in denen meist kein "eigener"
TiefkÃ¼hlschrank im Zimmer zur VerfÃ¼gung stehe. Die KÃ¼hlung des Insulins sei
ihm deshalb schwerlich mÃ¶glich. Auch bei der Verpflegung auf den Baustellen sei
der KlÃ¤ger eingeschrÃ¤nkt. WÃ¤hrend seine Kollegen die MÃ¶glichkeit hÃ¤tten,
sich am Imbissstand zu verpflegen, sei der KlÃ¤ger gezwungen, aus hygienischen
und medizinischen GrÃ¼nden seine Pausen im Baucontainer zu verbringen. Dort
wÃ¼rde er dann auch kleinere Mahlzeiten zu sich nehmen. Der KlÃ¤ger sei auch in
seiner Freizeitgestaltung sehr eingeschrÃ¤nkt. Wegen der stÃ¤ndigen
KÃ¼hlnotwendigkeit des Insulins mÃ¼sse in Hotels oder Pensionen ein
TiefkÃ¼hlschrank vorhanden sein. Er wÃ¼rde daher eine TiefkÃ¼hleinrichtung
benÃ¶tigen, auf die er jeder Zeit â�� unabhÃ¤ngig vom Vorhandensein eventueller
Mitarbeiter â�� Zugriff nehmen kÃ¶nnte.

Die Kammer hat im Klageverfahren Befundberichte eingeholt. Der behandelnde
Diabetologe des KlÃ¤gers Dr. med â�¦ hat dem Gericht mit Posteingang vom
11.11.2015 Befunde (Arztbriefe an die HausÃ¤rztin des KlÃ¤gers) vom 25.08.2014,
19.12.2014, 04.03.2015, 10.07.2015 und 24.10.2015 mitgeteilt. Im Zeitraum vom
25.08.2014 bis 24.10.2014 sei bei dem KlÃ¤ger ein HbA1c-Wert von 6,8 % bis 7,9 %
gemessen worden. Bei dem KlÃ¤ger wÃ¼rde ein Diabetes mellitus vom Typ I ohne
Komplikationen (E10.90G) vorliegen. Es habe zwar immer mehrere leichte FÃ¤lle
von Entgleisungen gegeben, dafÃ¼r sei aber ursÃ¤chlich eine zu geringe
Nahrungsaufnahme bzw. zu starke kÃ¶rperliche Belastung gewesen. Des Weiteren
hat die Kammer im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens Befundberichte des
OrthopÃ¤den vom 29.05.2016 und der FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenheilkunde Frau Dr.
med â�¦ vom 27.05.2016 beigezogen. Der behandelnde OrthopÃ¤de gibt als
Behandlungszeitraum den 26.01.2010 bis zum 18.05.2016 an. Danach habe der
KlÃ¤ger im vorgenannten Zeitraum immer von mehr oder weniger starken
Schmerzen im Gelenkbereich geklagt. Die korrespondierend dazu erhobenen
Befunde seien unauffÃ¤llig gewesen. Als Therapie habe es Schmerzinjektionen bzw.
sechsmal eine UltraschallwÃ¤rmetherapie gegeben. Der augenÃ¤rztliche
Befundbericht vom 27.05.2016 umfasste einen Behandlungszeitraum vom
24.02.2006 bis zum 25.04.2016. Der KlÃ¤ger habe keine Beschwerden angegeben.
Hinweise auf Folgeerkrankungen des Diabetes mellitus hÃ¤tten sich keine ergeben.
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Soweit bei dem KlÃ¤ger VisuseinschrÃ¤nkungen festgestellt worden seien, seien
diese mit einer Sehhilfe ausgeglichen worden.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Bescheid des Beklagten vom 24.09.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.12.2014 abzuÃ¤ndern und bei dem KlÃ¤ger einen
GdB um 50 ab dem 06.08.2014 festzustellen.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtenen Bescheide fÃ¼r zutreffend und bezieht sich
insbesondere auf die prÃ¼fÃ¤rztlichen Stellungnahmen vom 02.12.2015 und
05.08.2016.

Zur weiteren ErgÃ¤nzung des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen den
Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze, die Prozessakte zum entscheidenden
Verfahren sowie auf den den KlÃ¤ger betreffenden Verwaltungsvorgang des
Beklagten Bezug genommen. Diese Unterlagen lagen vor und waren Gegenstand
der nachfolgenden Entscheidungsfindung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Die Klage gegen die Verwaltungsentscheidung des Beklagten ist als sogenannte
kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft. Sie ist unbegrÃ¼ndet, denn der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf die Feststellung des GdB von mehr als 40. Bei der hier
erhobenen Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ist fÃ¼r die Beurteilung der Sach-
und Rechtslage der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung maÃ�geblich
(vgl. BSG-Urteil vom 12.04.2000, B 9 SB 3/99 R â�� SozR 3/3870, Â§ 3 Nr. 98 Seite
22). Danach liegt bei dem KlÃ¤ger ein GdB maximal um 40 vor.

Nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellt auf Antrag des behinderten Menschen der
Beklagte das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Behinderung fest, fÃ¼r
die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und der
aufgrund des Â§ 30 Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnung festgesetzten
MaÃ�stÃ¤be entsprechend gelten (Â§ 69 Abs. 1 Satz 5 SGB IX). Menschen sind
behindert im Sinne des SGB IX, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit
oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als 6 Monate von
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist (Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX).
Menschen sind schwerbehindert, wenn bei ihnen ein GdB von wenigstens 50
vorliegt und sie ihren Wohnsitz, gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder ihre BeschÃ¤ftigung
an einem Arbeitsplatz im Sinne des Â§ 73 SGB IX rechtmÃ¤Ã�igen Geltungsbereich
dieses Gesetzbuches haben (Â§ 2 Abs. 2 SGB IX). Nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 4 SGB IX
sind die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben der Gesellschaft als GdB nach
10er Graden abgestuft festzustellen. Wenn mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der
Teilhabe am Leben der Gesellschaft vorliegen, wird nach Â§ 69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX
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der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Dabei ist zu
beachten, dass die Auswirkungen einzelner FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen einander
verstÃ¤rken, sich Ã¼berschneiden aber auch gÃ¤nzlich von einander unabhÃ¤ngig
sein kÃ¶nnen (vgl. BSG vom 24.04.2008 â�� B 9/9a SB 10/06 R). GleichgÃ¼ltig ist,
auf welche Ursachen die Auswirkungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind (Â§ 4 Abs. 1 SGB IX
), entscheidend ist, dass sie Krankheitswert haben.

FÃ¼r die Feststellung des GdB sind fÃ¼r die Verwaltung und die Gerichte der
Sozialgerichtsbarkeit gleichermaÃ�en seit dem 01.01.2009 die
BewertungsmaÃ�stÃ¤be der Anlage zu Â§ 2 der aufgrund der ErmÃ¤chtigung in Â§
30 Abs. 16 BVG (bis zum 30.06.2011, Absatz 17) erlassenen
Versorgungsmedizinverordnung vom 10.12.2008 (BGBl. I Seite 2412) in der Fassung
der 5. Ã�nderungsverordnung vom 11.10.2012 (BGBl. I Seite 2122) gÃ¼ltig ab dem
17.12.2012 maÃ�gebend (Â§ 69 Abs. 1 Satz 5 SGBIX). In den
versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen ist ebenso wie in den bis zum 31.12.2008
gÃ¼ltig gewesenen "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
SozialenentschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht", die als
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten beachtlich waren und normÃ¤hnliche
Wirkung entfalteten (vgl. BSG Soz. R 3/3100 Â§ 30 Nr. 22, Soz. R 3/3870 Â§ 4 Nr. 19
und Soz. R 4/3250 Â§ 69 Nr. 2 und 9 sowie BVerfG Soz. R 3/3870 Â§ 3 Nr. 6), der
medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von Behinderungen
wiedergegeben (vgl. BSG vom 02.12.2010 â�� B 9 SB 4/10 R). Dadurch wird eine
fÃ¼r den behinderten Menschen nachvollziehbare, dem medizinischen
Kenntnisstand entsprechende Festsetzung des GdB ermÃ¶glicht. Die
versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze bezwecken darÃ¼ber hinaus eine
mÃ¶glichst gleichmÃ¤Ã�ige Anwendung der BewertungsmaÃ�stÃ¤be im
Bundesgebiet und dienen so auch dem Ziel des einheitlichen Verwaltungshandelns
und der Gleichbehandlung.

Orientiert an diesen rechtlichen Bestimmungen und BeurteilungsmaÃ�stÃ¤ben,
denen sich das erkennende Gericht voll umfÃ¤nglich anschlieÃ�t, sind die
angefochtenen Bescheide rechtmÃ¤Ã�ig und die FunktionseinschrÃ¤nkungen des
KlÃ¤gers mit einem GdB von 40 zutreffend festgestellt. Die Entscheidung der
Kammer basiert auf den eingeholten Befundberichten der behandelnden Ã�rzte Dr.
med â�¦, â�¦ und Frau Dr. med â�¦ Das zentrale Leiden des KlÃ¤gers betrifft das
Funktionssystem "Stoffwechsel, innere Sekretion". Auf der Grundlage der 2.
Verordnung zur Ã�nderung der Versorgungsmedizinverordnung (VersMedV) vom
10.07.2010 gilt Folgendes: "Die an Diabetes erkrankten Menschen, deren Therapie
regelhaft keine HypoglykÃ¤mie auslÃ¶sen kann und die somit in der
LebensfÃ¼hrung kaum beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden auch durch den
Therapieaufwand keine TeilhabebeeintrÃ¤chtigung, die die Feststellung eines GdS
rechtfertigt. Der GdS betrÃ¤gt 0.

Die an Diabetes erkrankten Menschen, deren Therapie eine HypoglykÃ¤mie
auslÃ¶sen kann und die durch Einschnitte in ihrer LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt
sind, erleiden durch den Therapieaufwand eine signifikante
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Der GdS betrÃ¤gt 20.
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Die an Diabetes erkrankten Menschen, deren Therapie eine HypoglykÃ¤mie
auslÃ¶sen kann, die mindestens einmal tÃ¤glich eine dokumentierte
Ã�berprÃ¼fung des Blutzuckers selbst durchfÃ¼hren mÃ¼ssen und durch weitere
Einschnitte in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden je nach AusmaÃ�
des Therapieaufwandes und der GÃ¼te der Stoffwechseleinstellung eine stÃ¤rkere
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Der GdS betrÃ¤gt 30 bis 40.

Die an Diabetes erkrankten Menschen, die eine Insulintherapie mit tÃ¤glich
mindestens vier Insulininjektionen durchfÃ¼hren mÃ¼ssen, wobei die Insulindosis
in AbhÃ¤ngigkeit vom aktuellen Blutzucker, der folgenden Mahlzeit und der
kÃ¶rperlichen Belastung selbststÃ¤ndig variiert werden muss und durch erhebliche
Einschnitte gravierend in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden
aufgrund dieses Therapieaufwandes eine ausgeprÃ¤gte TeilhabebeeintrÃ¤chtigung.
Die Blutzuckerselbstmessungen und Insulindosen bzw. Insulingaben Ã¼ber die
Insulinpumpe mÃ¼ssen dokumentiert sein. Der GdS betrÃ¤gt 50.

AuÃ�ergewÃ¶hnlich schwer regulierbare Stoffwechsellagen kÃ¶nnen jeweils
hÃ¶here GdS-Werte bedingen."

Nach den "Befundberichten" des Diabetologen Dr. med â�¦ vom 25.08.2014,
19.12.2014, 04.03.2015, 10.07.2015, 05.08.2015 und 24.10.2015 (Posteingang bei
Gericht am 11.11.2015) ist bei dem KlÃ¤ger zwar von einer schwankenden
Stoffwechsellage auszugehen; diese liegt aber Ã¼berwiegend im normnahen
Bereich. Der KlÃ¤ger ist zuckermÃ¤Ã�ig gut eingestellt. Zu keinem Zeitpunkt treten
bedrohliche Ã�ber- oder Unterzuckerrungen auf. Weder der vorgenannte
Diabetologe noch die AugenÃ¤rztin Frau Dr. med â�¦ haben schwere
HypoglykÃ¤mien oder SekundÃ¤rschÃ¤den aufgrund der Stoffwechselerkrankung
des KlÃ¤gers beschrieben. Aus dem Befundbericht der AugenÃ¤rztin Dr. med â�¦
vom 27.05.2016 (Posteingang bei Gericht am 11.07.2016) lassen sich keine
signifikanten VerÃ¤nderungen des SehvermÃ¶gens bei dem KlÃ¤ger entnehmen.
Allein der Umstand, dass der KlÃ¤ger seinem Vorbringen zu folge mindestens vier
Blutzuckerkontrollen am Tag durchfÃ¼hrt und dementsprechend die Insulindosis
selbstÃ¤ndig durch ihn variiert werden muss, fÃ¼hrt zu keinem hÃ¶heren GdB als
dem bereits festgestellten.

Soweit es die hier streitige Feststellung eines GdB von 50 betrifft, enthÃ¤lt Teil B Nr.
15.1 Abs. 4 der Anlage zur VersMedV neue Fassung, seinem Wortlaut nach drei
Beurteilungskriterien: TÃ¤glich mindestens vier Insulininjektionen, selbstÃ¤ndige
Variierung der Insulindosis in AbhÃ¤ngigkeit vom aktuellen Blutzucker, der
folgenden Mahlzeit und der kÃ¶rperlichen Belastung sowie durch erhebliche
Einschnitte gravierende BeeintrÃ¤chtigung in der LebensfÃ¼hrung. Diese Kriterien
sind allerdings nicht gesondert fÃ¼r sich genommen starr anzuwenden; vielmehr
sollen sie eine sachgerechte Beurteilung des Gesamtzustandes erleichtern (BSG,
Urteil vom 25.10.2012 â�� B 3 SB 2/12 R). Eine solche Feststellung (GdB von 50)
kann bei stabilen HbA1c-Werten um 7 % nicht allein auf Blutzuckerschwankungen
gestÃ¼tzt werden, da diese der Krankheit immanent sind (LSG Sachsen-Anhalt,
Urteil vom 24.09.2015 â�� L 7 SB 15/14). Die Erforderlich der BeeintrÃ¤chtigung der
Teilhabe mÃ¼sse sich in allen Lebensbereichen manifestieren (vgl. BSG, Urteil vom
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16.12.2014 â�� B 9 SB 2/13 R).

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt die beiden ersten Beurteilungskriterien ("Therapieaufwand")
ohne jeden vernÃ¼nftigen Zweifel. Die Behandlung seiner Diabeteserkrankung
bedarf einer Gabe von tÃ¤glich mindestens vier InsulinzufÃ¼hrungen, wobei die
Insulindosis variiert in AbhÃ¤ngigkeit vom aktuellen Blutzucker, der folgenden
Mahlzeit sowie der kÃ¶rperlichen Belastung. ErgÃ¤nzend ist dabei zu
berÃ¼cksichtigen, dass das Erfordernis einer selbststÃ¤ndigen Variation der
Insulindosis kein stÃ¤ndiges Anpassen der Dosis erfordert. Entscheidend ist die
AbhÃ¤ngigkeit der jeweiligen Dosierung vom aktuell gemessenen Blutzuckerwert,
der folgenden Mahlzeit und der kÃ¶rperlichen Belastung. Sie kann demnach unter
UmstÃ¤nden auch mehrfach gleichbleiben (BSG, aaO.). In keinem Fall ist insoweit
allein auf die Anzahl von zusÃ¤tzlichen Korrekturinjektionen bzw. hier Insulingaben,
Ã¼ber die Insulinspritze abzustellen. Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers reicht ein
ErfÃ¼llen dieser beiden allein auf den Therapieaufwand bezogenen
Beurteilungskriterien zur Bejahung der Schwerbehinderteneigenschaft nicht aus.
Vielmehr muss die betreffende Person durch Auswirkungen des Diabetes mellitus
auch insgesamt gesehen erheblich in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sein.
Das kommt im Teil B Nr. 15.1 Abs. 4 der Anlage zur VersMedV durch die
Verwendung des Wortes "und" unmissverstÃ¤ndlich zum Ausdruck. Es ist in diesem
Zusammenhang auch nicht ersichtlich, dass der Verordnungsgeber davon
ausgegangen ist, dass bei einem entsprechenden Therapieaufwand stets eine
gravierende BeeintrÃ¤chtigung der LebensfÃ¼hrung vorliegt (vgl. BSG, Urteil vom
25.10.2012 â�� B 9 SB 2/12 R). Je nach den persÃ¶nlichen FÃ¤higkeiten und
UmstÃ¤nden der entsprechenden Person wirkt sich die Anzahl der
InsulinzufÃ¼hrungen und die stÃ¤ndige Anpassung der Dosis, nÃ¤mlich
unterschiedlich stark, auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft aus. Die von
dem KlÃ¤ger vorgetragene Therapie oder auch die erkrankungsbedingten
EinschrÃ¤nkungen in seiner konkreten LebensfÃ¼hrung lassen danach eine
gravierende EinschrÃ¤nkung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zur
Ã�berzeugung der Kammer nicht erkennen. Der KlÃ¤ger geht einer geregelten
Arbeit im StraÃ�en- und Tiefbau mit zeitweiser Schicht- und MontagetÃ¤tigkeit
nach. Bei ihm treten allenfalls leichte Unterzuckerungen auf. Diese werden immer in
Selbsthilfe behoben, ohne dass es einer Fremdintervention (Arbeitskollegen
und/oder Arzt) bedarf. Er bemerkt die leichten Unterzuckerungen immer rechtzeitig,
die im Ã�brigen zu meist auf DiÃ¤tfehlern beruhen. Insbesondere bei
Zugrundelegung der eingeholten Befundberichte des behandelnden Diabetologen
lÃ¤sst sich eine subjektive Zufriedenheit des KlÃ¤gers mit seiner
Stoffwechseleinstellung feststellen. Soweit der KlÃ¤ger von gewissen
EinschrÃ¤nkungen im Rahmen seiner tÃ¤glichen Arbeit und bei Urlaubsreisen
berichtet, sind diese hinzunehmen. Er ist weder daran gehindert, generell einer
ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen noch Ã¼berhaupt zu verreisen. Er hat es bei der
Wahl seines Reiseziels und des Urlaubsortes selbst in der Hand, fÃ¼r eine seiner
Erkrankung adÃ¤quate Therapieumgebung zu sorgen. Auch Ã¤rztlicherseits lassen
sich EinschrÃ¤nkungen dieser Art nicht feststellen. ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten,die
auf seiner Stoffwechselerkrankung beruhen, wurden zu keinem Zeitpunkt
vorgetragen. Mit anderen Worten: "Der KlÃ¤ger hat sich mit seiner Krankheit
arrangiert und zweifelsohne gelernt, mit ihr zu leben." Soweit der KlÃ¤ger meint, er
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sei aufgrund seiner BaustellentÃ¤tigkeit stÃ¤rker in seinem Behandlungsregime
gefangen als jemand, der einer BÃ¼rotÃ¤tigkeit o. a. nachgehe, vermochte die
Kammer diesem Argument nicht zu folgen. Ansonsten wÃ¤re der unangemessenen
Differenzierung nach Berufsgruppen "TÃ¼r und Tor geÃ¶ffnet". Diese Ansatzweise
ist im Ã�brigen allen Behinderungen denkfremd. Auch signifikante
MobilitÃ¤tseinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers konnte die Kammer nicht feststellen.
Die Kammer verkennt dabei nicht, dass die insgesamt angegebenen Nachteile
durch die Stoffwechselerkrankung einschrÃ¤nkend und gewissermaÃ�en belastend
sind. Sie erreichen jedoch nicht das MaÃ� der gravierenden BeeintrÃ¤chtigung in
der LebensfÃ¼hrung, so wie vom Verordnungsgeber gefordert.

Soweit bei dem KlÃ¤ger FunktionseinschrÃ¤nkungen aus dem Funktionsbereich
"Haltungs- und Bewegungsorgane, rheumatische Krankheiten" zur Debatte stehen,
vermochte die Kammer in einer Gesamtschau der von ihr durchgefÃ¼hrten
Ermittlungen keine BeeintrÃ¤chtigungen mit GdB-Relevanz erkennen. Soweit der
behandelnde OrthopÃ¤de in seinem Befundbericht vom 29.05.2016 abschlieÃ�end
ein orthopÃ¤disches Fachgutachten als "sehr hilfreich" bezeichnet, vermochte die
Kammer dem "keine Folge zu leisten". Der Befundbericht vom 29.05.2016 ist
dezidiert und umfangreich, sodass er fÃ¼r die Kammer als Grundlage der
Entscheidungsfindung ausreicht.

Davon ausgehend ist die Grenze zur Schwerbehinderung und damit die Feststellung
eines GdB um 50 weder durch die Diabeteserkrankung noch durch die Erkrankung
des Bewegungsapparates und der Augen des KlÃ¤gers erreicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 19.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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